
hung eine große Aufgeschlossenheit. Das beweist fol­
gendes Beispiel: Der Angeklagte' sollte, kurz bevor er 
straffällig wurde, in eine neu zu bildende sozialistische 
Brigade aufgenommen werden. Man kam zu dem Ent­
schluß, ihn trotz seiner strafbaren Handlung in die Bri­
gade aufzunehmen, sofort mit der gesellschaftlichen 
Erziehung zu beginnen und sie auch nach seiner Rück­
kehr zur Brigade fortzusetzen. In der ersten Aussprache 
übernahm der Angeklagte die Verpflichtung, 100 Auf­
baustunden zu leisten. Seine Kollegen verpflichteten 
sich ihrerseits, ihm in fachlicher und ideologischer Be­
ziehung jede Unterstützung zu geben und bei der Über­
windung seiner Fehler zu helfen. In der Hauptverhand­
lung teilte die Brigade dem Gericht mit, daß der An­
geklagte bereits 20 Aufbaustunden geleistet und dar­
über hinaus außerhalb seiner Arbeitszeit eine Hilfs­
vorrichtung gebaut habe, die zur Verbesserung der Ar­
beit beiträgt.

Solche positiven Beispiele sind noch zu vereinzelt. Es 
muß deshalb erreicht werden, daß die sozialistischen 
Kollektive zu Beginn der gesellschaftlichen Erziehung 
konkret festlegen, durch welche Maßnahmen die gesell­
schaftliche Erziehung realisiert werden soll. Dort, wo 
das nicht beachtet wird, kommt man zu einer nur for­
malen Form der gesellschaftlichen Erziehung; es bleibt 
bei einer bloßen Auswertung der Gesetzesverletzung. 
So wurde der republikflüchtige S., der einen Kollegen 
bestohlen hatte, nach seiner Rückkehr aus der West­
zone von seiner Brigade zur Verantwortung gezogen. 
Vier Wochen später kündigte er und wechselte seine 
Arbeitsstellung. Weder die Brigade noch die Kader­
abteilung oder BGL hatten sich um ihn' gekümmert. 
Für ihn war der Fall erledigt. In den Kaderunterlagen, 
die vom neuen Betrieb nicht angefordert wurden, ist 
nicht einmal ein Vermerk über die gesellschaftliche Er­
ziehung enthalten.

Es reicht jedoch auch nicht aus, daß der straffällig 
gewordene Kollege Verpflichtungen übernimmt und 
durch das sozialistische Kollektiv Maßnahmen der ge­
sellschaftlichen Erziehung konkret festgelegt werden. 
Es fehlt noch eine weitere wichtige Voraussetzung, um 
in Zukunft strafbare Handlungen gleicher Art zu ver­
hindern: Es müssen bei jeder gesellschaftlichen Erzie­
hung die Ursachen der strafbaren Handlung aufgedeckt 
werden, es muß festgestellt werden, warum es dem 
Täter möglich war, diese strafbare Handlung durch­
zuführen. Die Ursachen, die z. B. oft in schlechten Fa­
milienverhältnissen, schlechtem Umgang, Mängeln im 
Betrieb usw. liegen, müssen aufgedeckt und beseitigt 
werden. Erst dann können wir erwarten, daß die ge­
sellschaftliche Erziehung einen vollen Erfolg hat. Des­
halb ist es zu begrüßen, daß die FDJ-Gruppe in einem 
Verfahren wegen versuchten illegalen Verlassens der 
Republik bei der Durchführung der gesellschaftlichen 
Erziehung die Ursachen dafür aufdeckte, daß ein jun­
ger Mensch republikflüchtig werden wollte: Seine El­
tern hatten ihm verboten, in der Landwirtschaft zu 
arbeiten, wie er es gern wollte! Die FDJ-Gruppe setzte 
es auch durch, daß der Jugendliche jetzt in einer LPG 
arbeitet.

Auch die Konfliktkommissionen haben bereits in 
einigen Fällen die gesellschaftliche Erziehung eingelei­
tet, allerdings nicht aus eigener Initiative heraus, son­
dern auf Veranlassung des Staatsanwalts. Im gesamten 
Bezirk ist festzustellen, daß die Gewerkschaft nicht ge­
nügend unternimmt, um die Umbildung und Weiterent­
wicklung der Konfliktkommissionen zu beschleunigen. 
Die bisher erreichten Anfänge sind noch unbefriedigend. 
Trotzdem gibt es im Bezirk Leipzig bereits eine Reihe 
guter Konfliktkommissionsentscheidungen.

Die Konfliktkommission im Ferrolegierungswerk 
Lippendorf mißbilligte in einem Beschluß das schlechte 
Verhalten des Beschuldigten P., der leitende Funktio­
näre einer LPG beleidigt hatte, und. ermahnte ihn, in 
Zukunft ein Verhalten an den Tag zu legen, das mit 
unserer Gesellschaftsordnung im Einklang steht. — In 
Altenburg zog die Konfliktkommission des VEB Näh­
maschinenwerk einen Kollegen zur Verantwortung, 
weil er im betrunkenen Zustand eine Kellnerin ge­
schlagen hatte, die ihn aus der Gaststätte verwiesen 
hatte. Der Kollege erhielt eine Mißbilligung, und 
die Konfliktkommission wird einen Artikel an der 
Wandzeitung veröffentlichen. — Es wäre richtig ge­
wesen, in diesen Fällen Auflagen für gesellschaftliche 
Arbeiten zu erteilen.

Die von der Konfliktkommission eingeleitete gesell­
schaftliche Erziehung muß durch die Brigade bzw. die 
Gewerkschaftsgruppe weitergeführt werden. Die Kon­
fliktkommission allein kann mit einer Verhandlung den 
Erziehungszweck nicht erreichen. Im übrigen sollte man 
die Zuständigkeit der Konfliktkommissionen nicht auf 
solche Gesetzesverletzungen beschränken, die im Betrieb 
selbst erfolgen. Auch Vorfälle außerhalb des Betriebes 
interessieren die sozialistischen Brigaden. Der Grad der 
Gesellschaftsgefährlichkeit allein sollte dafür entschei­
dend sein, ob die Auseinandersetzung in dem Betrieb 
oder vor dem Gericht erfolgt.

Wenn die Mitglieder einer sozialistischen Brigade 
beschlossen haben, auf neue, sozialistische Art zu le­
ben und zu arbeiten und an den Problemen der ein­
zelnen Mitglieder teilzuhaben, dann ist es doch selbst­
verständlich, daß auch strafbare Handlungen einzelner 
Brigademitglieder, selbst wenn sie nicht im Betrieb, 
sondern außerhalb des Betriebes ausgeführt wurden, 
die gesamte Brigade angehen. Dasselbe trifft auch auf 
zivile Rechtsstreitigkeiten zu, in die ein Brigademitglied 
verwickelt wird und die in der Regel Streitigkeiten 
außerhalb des Betriebes sein werden.

Wir konnten feststellen, daß die Schöffen in den Be­
trieben bereits eine gute Arbeit in bezug auf die gesell­
schaftliche Erziehung leisten. Das Gericht «ladet darum 
seit kurzem grundsätzlich die Schöffen des betreffenden 
Betriebes, aus dem ein Bürger straffällig wurde, zur 
Hauptverhandlung. Der Schöffe hat dann die Möglich­
keit, das betreffende Arbeitskollektiv im Betrieb auf 
die gesellschaftliche Erziehung hinzuweisen.

Die Bildung der Ortsschöffenkollektive hat sich in die­
sem Zusammenhang besonders günstig ausgewifkt. Wir 
konnten feststellen, daß zwar die Initiative zur Durch­
führung der gesellschaftlichen Erziehung noch selten 
von den Schöffen ausgeht, daß sich die Schöffen aber 
in den meisten Fällen eingeschaltet und mitgearbeitet, 
haben. Auch bei der Umbildung der Konfliktkommis­
sionen, soweit das geschehen ist, haben sich sofort 
Schöffen zur Mitarbeit bereit erklärt, .und ich bin der 
Auffassung, daß wir hier eine Kraft bei der Umgestal­
tung der Konfliktkommissionen haben, die wir nutzen 
sollten, um die Qualität der Konfliktkommissionen zu 
verbessern.

Eine wichtige Frage ist auch die Aufdeckung der 
Ursachen bestimmter Schwerpunkte, die sich bei Ge­
setzesverletzungen ergeben haben. Staatsanwaltschaft 
und Gerichte müssen es verstehen lernen, in Zusam­
menarbeit mit anderen Staatsorganen, besonders mit 
den Räten der Kreise und Gemeinden, solche durch die 
Arbeit der Justizorgane aufgedeckten Mißstände zu 
bekämpfen, um fördernd auf die politisch-ökonomische 
Entwicklung im Kreis einzuwirken. So wurde im 
Kreis Altenburg ein in der zweiten Hälfte des Jahres 
1958 sich entwickelnder Schwerpunkt der Kriminalität 
erfolgreich bekämpft. In drei großen Betrieben waren 
Unterschlagungen größerer Summen von Lohngeldem 
erfolgt, die eine erhebliche Schädigung des Volkseigen­
tums zur Folge hatten. Die Ursache lag in einer man­
gelhaften Kontrolle der betreffenden Lohnbuchhalter 
durch die Hauptbuchhalter. Außerdem befanden sich 
jeweils Lohnbenechnung und -aüszablung in einer 
Hand. Auf Grund der drei Verfahren wurden vom 
Krjeisstaatsanwalt und Kreisgerichtsdirektor in Zu­
sammenarbeit mit dem Rat des Kreises die Hauptbuch­
halter sämtlicher Betriebe zusammengerufen und auf 
ihre Kontrollpflichten hingewiesen, die sich aus der 
Hauptbuchhalterverordnung ergeben. In der Folge 
wurde in allen Betrieben die Kontrolle verbessert und 
die Lohnberechnung und Lohnauszahlung getrennt. 
Seitdem ist kein einziges Verfahren dieser Art mehr 
angefallen.

Die gesellschaftliche Erziehung darf nicht zu einsei­
tig gesehen werden. Auch die Gerichtskritik und die 
Pressearbeit sind Erziehungsmittel, mit denen die Ju­
stizorgane auf die Bewußtseinsbildung des angespro­
chenen Personenkreises einwirken können. Deshalb ist 
es wichtig, über den Begriff der gesellschaftlichen Er­
ziehung in seinem ganzen Umfang Klarheit zu schaffen. 
Die Wissenschaft sollte der Praxis helfen, hier geeignete 
Wege zu finden. Leider, hat auch die Brigade es ver­
säumt, einen Wissenschaftler zu den Untersuchungen 
im Kreis Altenburg einzuladen. Das wird jedoch in Zu­
kunft geschehen. *
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